
Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

19/SVV/1065

öffentlich
Betreff:
Lohngleitklausel bei Auftragsvergaben

Erstellungsdatum 01.10.2019
Eingang 502:

Einreicher: Fraktion DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium Zuständigkeit

06.11.2019 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Der Oberbürgermeister wird aufgefordert, dafür Sorge zu tragen, dass die Vergabe von städtischen 
Aufträgen über einen längeren Zeitraum unter der Voraussetzung erfolgt, dass die Umsetzung der 
jeweils aktuell geltenden Regelung für den Mindestlohn durch die Einfügung einer Gleitklausel 
gesichert wird.
Die Stadtverordnetenversammlung ist im Dezember 2019 über den Stand der Umsetzung zu 
informieren.

gez. Stefan Wollenberg   Imke Eisenblätter/Daniel Keller   Janny Armbruster/Dr. Gert Zöller
        Fraktionsvorsitzende
Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen 

auf der Rückseite

Beschlussverfolgung gewünscht: Termin:
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Demografische Auswirkungen:

Klimatische Auswirkungen:

Finanzielle Auswirkungen? Ja Nein
(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung), beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblätter beifügen

Begründung:
Im Zusammenhang mit der Erhöhung des Mindestlohnes bei öffentlichen Aufträgen in Brandenburg 
auf 10,50 Euro hat die Landesregierung ausdrücklich auf die Anwendung von Gleitklauseln im Falle 
der Vergabe von Aufträgen über einen längeren Zeitraum verwiesen. Die Landeshauptstadt sollte 
diese Empfehlung des Landes zeitnah umsetzen.
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